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Annotation
Dieser Artikel zielt darauf ab, die weitere Praxis und nachfolgende Vereinbarungen als 

objektiven Beweis für das Verständnis von den Parteien der Bedeutung des Vertrags zu ana-
lysieren, das für seine Auslegung von wesentlicher Bedeutung ist. In Übereinstimmung mit 
den Regeln des Völkerrechts behalten Staaten erhebliche Befugnisse über die Auslegung und 
Anwendung von Verträgen. Durch ihr Handeln können Staaten die Unsicherheit von Vertrags-
bestimmungen zu einer Vielzahl von Fragen klären, einschließlich die Zuständigkeitsfragen 
oder des Vertragsinhalts. Solche Maßnahmen der Staaten in Form nachfolgender Vereinbarun-
gen oder weiterer Praktiken sollten von Gerichten und Schiedsgerichten berücksichtigt werden, 
die für die Anwendung solcher internationaler Abkommen eingerichtet wurden.

Die Forschungsmethodik basiert auf einem komplexen Vorgehen zur Analyse von Objekt 
und Subjekt der Forschung, das interdisziplinäre Methoden umfasst: systemstrukturelle Metho-
den (auf deren Grundlage die Korrelation zwischen der weiteren Praxis von Staaten als Mittel 
zur Änderung des internationalen Vertrags und Das Prinzip "Pacta Sunt Servanda" war gerecht-
fertigt), die historische Methode (die es ermöglichte, die Entwicklung der Regelbildung für die 
Auslegung von Verträgen zu verfolgen) und die empirische Methode (die im Artikel zur Analyse 
der Praxis der Anwendung von Verträgen verwendet wurde). Außerdem wurden auch in diesem 
Artikel rechtliche Forschungsmethoden verwendet. Insbesondere wurde die formell-rechtliche 
Methode verwendet, um Verträge bei der Analyse der Rechtsprechung internationaler Justizbe-
hörden, insbesondere des IGH und des EGMR, zu untersuchen. Die rechtsvergleichende Methode 
ermöglichte die Auslegungen von Verträgen mit anderen Rechtsauslegungen zu vergleichen.

Schlüsselwörter: Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge, Vertragsanwen-
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1. Einleitung

Die Interpretationsregeln, die von dem Wiener Übereinkommen über das Recht der Ver-
träge (WÜRV) festgelegt werden, sind bis heute relevant, jedoch erfordern sie eine Interpretation, 
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die der modernen Realität entspricht. Art. 31 von WÜRV enthält drei separate Grundsätze, die 
zu einer einzigen Auslegungsregel eines internationalen Vertrags zusammengefasst sind, so bil-
dend die Grundlage für einen wirksamen Auslegungsmechanismus. Der Zweck von Art. 32 
von WÜRV, der zusätzliche Auslegungsregeln festlegt, ist zu erklären, dass die Vorarbeiten bei 
der Auslegung eines völkerrechtlichen Vertrages grundsätzlich nur eine untergeordnete Rolle 
spielen. Die Umsetzung der Auslegungsfunktion ist möglich erst nach Anwendung von der all-
gemeinen Auslegungsregel, festgestellte von Art. 31 von WÜRV im Allgemeinen. 

Das Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge von 1969 ist eine Kodifizie-
rung der völkerrechtlichen Gewohnheitsregeln. Weitere Praxis wurde im Artikel (3) 31 WÜRV, 
der sich auf die weitere Praxis bei der Anwendung des Vertrags bezieht, um den für die Ausle-
gung einer bestimmten Bestimmung erforderlichen Kontext zu klären, erwähnt. Was bedeutet 
diese Praxis aus Sicht des Rechts der Verträge? Handelt es sich um eine zu weit gefasste Aus-
legung der Normen der UN-Charta durch die Staaten oder ist es bereits eine andere Norm, die 
die ursprüngliche Norm ersetzt hat?

Die Völkerrechtskommission (ILC) fand vom 5 Mai bis 6 Juni und vom 7 Juli bis 
8 August 2008 statt, bei der der Sonderberichterstatter Georg Nolte Berichte über weitere Pra-
xis und nachfolgende Vereinbarungen von Staaten erstellte (Report of the International Law 
Commission Sixtieth session (5 May-6 June and 7 July-8 August 2008). 

Die Hauptthese von Georg Nolte lautete: „Die Verträge sind nicht nur trockene Perga-
mente. Sie sind Instrumente für die Versorgung der Stabilität von den Vertragspartnern und 
für die Erfüllung der Zwecke, die sie verkörpern. Sie können sich daher im Laufe der Zeit 
ändern und müssen sich an neue Situationen anpassen, sich entsprechend den sozialen Bedürf-
nissen der internationalen Gemeinschaft entwickeln. Die Verträge können manchmal obsolet 
werden.” (Report of the International Law Commission Sixtieth session (5 May-6 June and  
7 July-8 August 2008, 383). 

2. Die Präsentation des Hauptmaterials

Die Rolle des "Kontextes" für die Auslegung internationaler Verträge
Teil 2 des Artikels 31 von WÜRV definiert zwei Arten von Dokumenten, die als Bestand-

teile des "Kontextes" im Sinne von Teil 1 gelten und zur Bestimmung der allgemeinen Bedeu-
tung der Vertragsbedingungen benutzt werden sollten. Wenn das Dokument Teil des tatsächli-
chen Vertrags ist, dient es als Objekt und nicht als Teil des "Kontextes" des Vertrags, anders 
gesagt als Interpretationsinstrument. Da der in Teil 2 genannte externe Kontext Ausdruck der 
Einstimmung der Parteien ist, sieht Teil 2 eine Methode zur authentischen Auslegung des Ver-
trags vor. In diesem Fall beistimmen alle Vertragsparteien den Erläuterungen zum Vertrag und 
damit dessen Auslegungen zu. 

Teil 2 des Artikels 31 von WÜRV legt die Bedingungen fest, unter denen das Teil, 
das über den Vertrag hinausgeht, des Vertrags werden. Ein solches Dokument sollte von 
allen Vertragspartnern abgeschlossen werden. Fall es nur von einem oder mehreren abge-
schlossen ist, müssen andere Parteien das akzeptieren. Paragraph (A) von Teil 2 von Arti-
kel 31 von WÜRV definiert das Konzept der "Vertragsvereinbarungen" als "Kontext". Da 
der Begriff "Vereinbarung" breiter als der Begriff "Vertag" ist, wie das Absatz (A) von Teil 1 
von Artikel 2 definiert, erfasst es auch eine ungeschriebene Vereinbarung (Villiger, 2009: 
Art 31). In der allgemeinen vertraglichen Praxis erwerben diese "Vereinbarungen" jedoch 
häufig die Form vom Endakt, die Unterzeichnung von Protokollen, Klarstellungen, Kom-
mentaren oder Erklärungsberichten, die von staatlichen Experte, die den Text des Vertrags 
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zusammensetzen, akzeptiert wurden. Solche Vereinbarungen, zum Beispiel ENMOD – Kon-
vention (Convention On The Prohibition of Military OR Any Other Hostile Use of Environ-
mental Modification Techniques) wurden gleichzeitig mit diesem Text anerkannt (Dörr & 
Schmalenbach, 2018: 585).

Bei den bilateralen Vereinbarungen schreiben die Vertragspartnern häufig Einzelheiten 
zur Auslegung oder Anwendung eines Vertrags in vereinbarten Protokollen oder durch Brief-
wechsel ein. Man kann als Beispiel des Briefwechsels für die Interpretation an Vertrag zwi-
schen dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten bezüglich den Flugdienst von 
1977 benennen (Aust, 2013: 211).

Paragraph (b) von Teil 2 von Artikel 31 von WÜRV betrefft einseitige oder multilate-
rale „Vertragsdokumente“, die von allen anderen Vertragsparteien als solche akzeptiert werden. 
Dies können Behauptungen, die von einzelnen Parteien vor Abschluss eines Vertrages gemacht 
wurden oder die den Zustimmungsausdruck, um an den Vertrag gebunden zu sein, verfolgen, 
sein. Zu dieser Kategorie zahlt man auch einseitige Auslegungsdeklarationen, die der Staat 
bei Vertragsabschluss vorlegt und die häufig externe Anzeichen von Vorbehalten gegenüber 
dem Vertrag besitzen. Als Beispiel nennt man die in der Europäischen Union übliche Praxis, 
Deklarationen von einem oder mehreren Mitgliedstaaten zu finalen Racheakten, die auf der 
Konferenz der Mitgliedstaaten geschlossenen wurden und EU-Verträge ändern. Gleichzeitig 
werden die Texte solcher Deklarationen am Ende der Verhandlungen von anderen Mitgliedstaa-
ten berücksichtigt. Da Paragraph (b) von Teil 2 von Artikel 31 keine formellen Anforderungen 
enthält, kann die Genehmigung von anderer Vertragspartei auch auf informelle Weise oder stan-
dardmäßig durchgeführt (Dörr & Schmalenbach, 2018: 587).

Teil 3 von Artikel 31 von WÜRV definiert zwei verschiedene Arten der Auslegung, deren 
gemeinsames Merkmal besteht darin, dass sie die Praxis der Vertragsparteien dieses Vertrags 
oder eines bestimmten Vertrags betreffen. Die Paragraphen (a) und (b) erlauben die Verwen-
dung von Text bezüglich die Umsetzung des Vertrags von seinen Parteien. Paragraph (c) lenkt 
die Aufmerksamkeit des Interpretators auf andere Normen des Völkerrechts, unabhängig von 
einem bestimmten Vertrag, und führt damit einen systematischen Ansatz für den Prozess der 
Auslegung eines Vertrags ein.

Die "weitere Praxis" als Element der Auslegung des Vertrags
"Nachfolgende Vereinbarungen" (Paragraph (a) Teil 3 von WÜRV) ähneln den in Para-

graph (a) von Teil 2 genannten Vereinbarungen. Es gibt nur zwei offensichtliche Unterschiede: 
1) Vereinbarungen werden später abgeschlossen, anders gesagt, mit einem bestimmten Zeit-
fenster nach Vertragsschluss; 2) sie betreffen die Auslegung eines Vertrags oder die Anwendung 
seiner Bestimmungen und nicht einfach einen Vertrag.

Paragraph (a) von Teil 3 von WÜRV enthält keine formalen Anforderungen: Die nach-
folgende Vereinbarungen dürfen nicht in Form eines Vertrags vorliegen, sondern müssen sie 
den Nachweis erbringen, dass die Parteien sie als Grundlage für die vereinbarte Auslegung 
akzeptiert haben (Gardiner, 2015: 245). Zum Beispiel verhandelte der Internationale Gerichts-
hof (IGH) über die Kasikili / Sedudu Island Sache bezüglich einen Grenzstreit zwischen lokalen 
Behörden, und kam zu dem Schluss, dass zwischen ihnen keine Vereinbarung gab, deshalb 
kann man Paragraph (a) von Teil 3 nicht anwenden (Case concerning Kasikili/Sedudu Island 
(Botswana/Namihia, рara 63). Wenn informelle Vereinbarungen oder Klarstellungen in den 
Anwendungsbereich von Paragraph (A) fallen, würde das auch die Existenz einer möglichen 
Überschneidung mit dem Konzept der "weiteren Praxis", die eine Vereinbarung der Parteien im 
Sinne von Absatz (B) bestimmt, bedeuten. Anders gesagt, je weniger formell die nachfolgende 
Vereinbarung ist, desto wichtiger ist die weitere Praxis.
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Die "weitere Praxis" der Parteien (Paragraph (B) von Teil 3 von WÜRF) bei der Ausle-
gung eines Vertrags erscheint als objektiver Beweis für das Verständnis der Auslegungsbedeu-
tung und ist daher für seine Auslegung äußerst wichtig. Die "weitere Praxis" als Element der 
Auslegung des Vertrags ist in der Gerichtsbarkeit internationaler Gerichte häufig verwendet 
(Case concerning Kasikili/Sedudu Island (Botswana/Namihia, рaras 63, 50). Der Umfang die-
ser Praxis wurde auch von dem Internationalen Gerichtshof klar definiert, als IGH in der "Land, 
Island and Maritime Frontier Dispute" Sache entschied, dass es rechtswidrig sei, den Text bei 
der Betrachtung dieses Elements zu „weiterentwickeln“ (Land, Island and Maritime Frontier 
Dispute (El Salvador v. Honduras: Nicaragua intervening, рaras 351, 380). Die Gemäß der 
zu berücksichtigenden Elemente der Praxis unterscheiden sich in Übereinstimmung mit dem 
Paragraph (B) nach Vertragsgegenstand. Im Grunde sollte zur Umsetzung des Vertrages jede 
Handlung oder gar Untätigkeit der Parteien berücksichtigt werden. Wie bei der Entwicklung 
des Gewohnheitsrechts (Paragraph (B), Teil 1 von Artikel 38 des Statuts des Internationalen 
Gerichtshofs) umfasst der Begriff „Praxis“ jedes externe Verhalten eines Subjekts des Völker-
rechts. Als Beispiel nennt man hier die Gerichtsverhandlung im Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte der Frage, ob die Todesstrafe dem Artikel 3 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten entspricht.

In seiner Entscheidung in der Sache (Soerin v. United Kingdom von 1989) stellte der 
Gerichtshof fest, dass Artikel 3 im Einklang mit Artikel 2 ausgelegt wurde und daher Artikel 3 
kein allgemeines Verbot der Todesstrafe enthalten kann. Der Internationale Gerichtshof wies 
darauf hin, dass die „weitere Praxis“ in der nationalen Kriminalpolitik in Form der Abschaf-
fung der Todesstrafe insgesamt als Begründung einer Vereinbarung von den Vertragsstaaten 
und damit als Beseitigung der textlichen Beschränkungen der evolutionären Auslegung von 
Artikel 3 angesehen werden kann (Case of Soering v. the United Kingdom, рara 103). 

Um im Einklang mit dem Paragraph (B) relevant zu sein, muss das Verhalten eines Staa-
tes eine Folge von Handlungen oder Behauptungen darstellen, da „Praxis“ nicht in einem ein-
zigen Fall festgelegt werden kann. Der Interpretationswert dieser Praxis hängt immer davon ab, 
inwieweit sie kohärent, allgemein und konsistent ist. « Die "Praxis" der Parteien gemäß dem 
Paragraph (B) ist nur relevant, wenn sie für die Umsetzung eines Vertrags vorfällt. Die Ver-
tragsparteien, deren „Praxis“ in Betracht gezogen wird, sollten so handeln, damit ihre „nächste 
Praxis“ von den vertraglichen Verpflichtungen motiviert wird. Wie die Völkerrechtskommis-
sion stellte fest, muss bei der Definition von „nachfolgenden Vereinbarungen“ oder „weiteren 
Praxis“ im Einklang mit dem Paragraph 3 von Artikel 31 die Determination unter anderem 
festgestellt werden, ob die Parteien ihre Meinung zur Auslegung des Vertrags durch eine Ver-
einbarung oder in der Praxis geäußert haben (Dörr & Schmalenbach, 2018: 598). So kann 
der Interpretator gemäß Paragraph (B) die Praxis der Parteien bei der "Nichtanwendung des 
Vertrages" berücksichtigen, anders gesagt, kann er Schlussfolgerungen daraus ziehen, dass die 
Parteien ihren Vertrag nicht angewendet haben, als die Bestimmungen von einem Vertrag ange-
wendet werden konnten (Gardiner, 2015: 262–264). Dies war der Zugang von dem Internati-
onalen Gerichtshof in seinem Gutachten (Legality of the Threat or Use of Nuclear Weapons), 
als der Gerichtshof auf die staatliche Praxis berief, um festzustellen, ob verschiedene Verträge 
über die Verwendung von Atomwaffen angewendet wurden konnten (Legality of the Threat or 
Use of Nuclear Weapons (Request for Advisory Opinion). 

In der Sache bezüglich der Abgrenzung der Seegrenzen im Indischen Ozean (Somalia v. 
Kenia) (2017) griff der IGH zur Auslegungsmethode in Übereinstimmung mit dem Völkerge-
wohnheitsrecht zurück, das vom Art. 31 (3) (c) von WÜRV kodifiziert ist. Das ermöglicht, "alle 
relevanten Regeln des Völkerrechts zu berücksichtigen, die in der Beziehung zwischen den 
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Parteien anwendbar sind". Da sowohl Kenia als auch Somalia Vertragsparteien des Seerechts-
übereinkommens der Vereinten Nationen (UNCLOS) sind, stellt der Gerichtshof fest, dass "die 
Abgrenzung des Festlandsockels zwischen Staaten mit gegenüberliegenden oder angrenzenden 
Küsten verwirklicht sich auf der Grundlage des Völkerrechts gemäß Artikel 38 von WÜRV." 
Nach Ansicht vom Internationalen Gerichtshof wird diese Auslegung durch die "weitere Pra-
xis" (Artikel 31(3) (b) von WÜRV) von den Parteien der Verhandlungen im Jahr 2014, noch 
bevor es Empfehlungen zur Abgrenzung gab, bestätigt. Nach Meinung von der Internationalen 
Gerichtshof, wenn Kenia wirklich geglaubt hätte, dass eine Abgrenzung nur nach der Abgren-
zung möglich wäre, würde sie diese Verhandlungen nicht aufgenommen (Maritime Delimita-
tion in the Indian Ocean (Somalia v. Kenya), 2017, рaras 99, 127).

"Weitere Praxis" der Parteien ist für die Auslegung des Vertrages nur relevant, wenn 
sie "die Zustimmung der Parteien bestimmt". Die Festlegung dieser subjektiven Anforderung 
unterstreicht die Bedeutung der weiteren Praxis als Instrument für eine authentische Auslegung. 
Die Praxis muss von allen Parteien anerkannt werden, auch wenn nur wenige Parteien daran 
teilgenommen haben. Daher lehnte Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte im "Söring 
Sache" Urteil die Auslegung von Art. 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention wegen 
der Entwicklung einer nationalen Politik, die die Todesstrafe verbietet, da die Vertragsstaaten 
der Konvention das Protokoll Nr. 6 angenommen haben, das die Abschaffung der Todesstrafe 
in Friedenszeit stipulierte. Nach der Entscheidung des Gerichtshofs ist Art. 3 kann nicht als 
allgemeines Verbot der Todesstrafe ausgelegt werden (Case of Soering v. the United Kingdom, 
1989, рaras 103,161).

Die "weitere Praxis" der Vertragsparteien, die zwischen den Parteien keine Verabredung 
setzt, kann als zusätzliches Mittel zur Auslegung gemäß Art. 32 angebracht sein. Solche Mei-
nung wurde von der internationalen Praxis anerkannt (zum Beispiel in der Entscheidung des 
Internationalen Gerichtshofs in der Kasikili/Sedudu Sache) (Case concerning Kasikili/Sedudu 
Island (Botswana/Namihia, рaras 79–80). 

Entsprechende Regeln des Völkerrechts als Element der allgemeinen Auslegungs-
regel (Paragraph (с) von Art. 31 von WÜRV)

Paragraph (с) von Art. 31 von WÜRV enthält noch ein Element der allgemeinen Aus-
legungsregel, die einschlägigen Regeln des Völkerrechts. Der Paragraph bezieht sich auf das 
internationale Rechtssystem als Teil des Kontexts jedes nach dem Völkerrecht geschlossenen 
Vertrags und legt damit die Grundlage für einen systematischen Ansatz bei der Auslegung von 
Verträgen. Der Internationale Gerichtshof hat es in seinen Gutachten (Legal Consequences for 
States of the Contitiued Presence of South Africa in Namibia) so formuliert: Ein internationales 
Dokument muss im Rahmen des gesamten zum Zeitpunkt der Auslegung bestehenden Rechts-
systems ausgelegt und angewendet werden. Die in Paragraph (c) dargelegte Regel basiert auf 
dem Grundsatz von Treu und Glauben, da nach diesem Grundsatz jede Vertragspartei sollte 
als die Partie, die beabsichtigt, ihre vertragliche Verpflichtung im Einklang mit ihren anderen 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, solche betrachtet sein.

Die Vertragsbedingungen können unter Berücksichtigung der Bestimmungen eines 
anderen Vertrags ausgelegt werden, insbesondere wenn dieser Vertrag einen ähnlichen Gegen-
stand hat oder dieselbe Rechtslage betrifft. Beispielsweise verwendet der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte für die Auslegung der Europäischen Menschenrechtskonvention sol-
che menschenrechtlichen Verträge wie Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, die UN-Antifolterkonvention, die UN-Kinderrechtskonvention und die Auslegung die-
ser Dokumente von den zuständigen Behörden. Der Internationale Gerichtshof in der Rantsev 
Sache, geltend für Paragraph 3 von Art. 31 von WÜRV, verwendete das UN-Protokoll und 
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das Übereinkommen des Europarates zur Bekämpfung des Menschenhandels, um festzustellen, 
dass der Menschenhandel unter Art. 4 Europäische Konvention fällt (Case of Rantsev v. Cyprus 
and Russia, Paras 273–282). In der Hassan v. Vereinigtes Königreich Sache die Gründe für 
zulässige Inhaftierung, die Art. 5 der Europäischen Menschenrechtskonvention stipulierte, wur-
den unter Berücksichtigung der Genfer Konventionen zum Schutz der Kriegsopfer ausgelegt 
(Case of Hassan v United Kingdom, рaras 102–111). 

Allgemeine Regeln des Völkergewohnheitsrechts können als Grundlage für die Bestim-
mungen eines Vertrags dienen, deswegen beinhalten sie wichtige Leitlinien für die Auslegung 
vom Vertrag. Zum Beispiel betonte der Internationale Gerichtshof in der Ölplattform Sache, 
dass „die Anwendung der einschlägigen Regeln des Völkerrechts in Bezug auf dieses Thema 
ein wesentlicher Bestandteil der Auslegungsaufgabe ist“ (Case concerning Oil Platforms (Isla-
mic Republic of Iran v. United States of America), 2003: P 161, рaras 40–41).

Wenn eine auszulegende Vertragsbestimmung die Kompetenz oder die Prozedur interna-
tionaler Rechtsinstitutionen betrifft, kann die Auslegung eine Anweisung auf ähnliche Bestim-
mungen anderer Vertragsordnungen in ihrer Anwendung von zuständigen Behörden erfordern. 
In solchen Fällen spielen eine größere Rolle die verwendete als Auslegungsmittel Praxis als 
externe (parallele) „Regeln“ (Dörr & Schmalenbach: 2018, 599). Insbesondere in der Bayatyan 
Sache der Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte interpretierte Art. 9 der Europäischen 
Sicherheitskonvention über die Absage von dem Militärdienst als einer der Umstände, die in der 
nationalen Gesetzgebung der europäischen Staaten vorherrschen (Case of Bayatyan v. Arme-
nia, рara 105).

3. Schlussfolgerungen

Weitere Praxis und nachfolgende Vereinbarungen sind ein objektiver Beweis des Verste-
hens von den Parteien die Bedeutung einer Vertragsbestimmung (Karvatska: 2019, 118–131). 
In Übereinstimmung mit den Völkerrechtsnormen behalten die Staaten bedeutende Befugnisse 
bei der Auslegung und Anwendung der Verträge. Durch ihre Handlungen können Staaten die 
Unklarheit der Bestimmungen eines Vertrags zu einem großen Fragenkreis klären, einschließ-
lich Fragen der Zuständigkeit und des Vertragsinhalts. In Übereinstimmung mit den Völker-
rechtsnormen sollten solche Handlungen von Staaten in Form der folgenden Vereinbarungen 
oder der nachfolgenden Praxis von den Gerichten und Schiedsgerichten berücksichtigt werden, 
die für die Anwendung solcher internationaleren Abkommen gegründet wurden.

Teil 2 von Art. 31 von WÜRV definiert die Rolle des „Kontextes“ für die Auslegung der 
Verträge. Die "nächste Praxis" der Parteien bei der Auslegung eines Vertrags ist ein objektiver 
Beweis für das Verständnis der Vertragsbedeutung. Deshalb ist sie äußerst wichtig für die Ver-
tragsauslegung.

Die Analyse der Praxis der Anwendung von den Vertragen lautet: eine Änderung des 
Vertrags von der weiteren Praxis der Staaten kann entweder zu einer vollständigen Ersetzung 
der Vertragsnorm, zu ihrer Hinzufügung durch ein wichtiges neues Element (das Vorhandensein 
dieses Elements ermöglicht diese Operation von einer einfachen Klärung des Inhalts der Norm 
unterscheiden) oder zur "wortlose" Beendigung der Wirkung der Normen.

Die Frage der Korrelation zwischen der weiteren Praxis von Staaten als Mittel zur Ände-
rung eines Vertrags und dem Pacta Sunt Servanda Prinzip ist kompliziert. Dieser Grundsatz 
schließt sich Vertragsänderungen mit Zustimmung und durch den Willen der Staaten nicht aus. 
Dieses Prinzip definiert gar nicht, was der Vertrag darstellt wie Verträge geändert, interpretiert 
und beendet werden sollten. Anders gesagt, die Verträge müssen natürlich eingehalten werden, 
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aber dies schließt ihre Änderung im Laufe der Zeit nicht aus. Wenn der Vertrag von der weiteren 
Praxis von Staaten geändert wird, verstoßen die Staaten gegen den Vertrag aus formaler Sicht 
das Pacta Sunt Servanda Prinzip in den ersten Phasen der Entstehung dieser Praxis. Da diese 
Praxis jedoch von einer zunehmenden Anzahl von Staaten aktiv angewendet oder anerkannt 
wird, wird das, was zuvor ein Verstoß war, als eine akzeptierte Verhaltensregel wahrgenommen.
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